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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

Der Verein führt den Namen 

„1. Bürgerliche Schützengilde zu Oelsnitz/Vogtland e.V.“,  

die Kurzform lautet  

„1. BSGi zu Oelsnitz/Vogtl. e.V.“. 

Der Verein ist in das Vereinsregister beim zuständigen Amtsgericht Chemnitz unter der 

Registernummer VR 61296 eingetragen. Sitz des Vereins ist Heppeplatz 9 - 08606 Oelsnitz/Vogtland. 

Seine Tätigkeit erstreckt sich vorwiegend auf die Stadt Oelsnitz/Vogtl. sowie dem Vogtlandkreis. Das 

Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck, Umfang und Vergütung der Vereinstätigkeit 

 

Der Verein hat zur Aufgabe, nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit und unter Ausschluss von 

parteipolitischen, konfessionellen, beruflichen, rassischen und militärischen Gesichtspunkten, die 

Ausbildung im sportlichen Schießen zu fördern. Dieser Zweck wird vornehmlich durch die Förderung 

des Schießsports, sowie der Pflege von Brauchtum und Traditionen des Schützenwesens im Speziellen, 

sowie der Förderung des Breiten- und Wettkampfsportes im Allgemeinen erreicht. Die 

Mitgliederversammlung kann dabei die Gründung weiterer unselbstständiger Sportabteilungen 

beschließen. Der Verein verfolgt diese Ziele ausschließlich und unmittelbar durch eigenes Wirken auf 

gemeinnütziger Grundlage im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 

1977 (§§ 51 ff.AO). Seine Tätigkeit ist selbstlos, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Darüber hinaus darf keine Person 

durch unverhältnismäßige hohe Vergütungen oder durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 

fremd sind, begünstigt werden. Auslagen im Interesse des Vereins werden den Mitgliedern erstattet. 

 

 

§ 2.1 Vergütung der Vereinstätigkeit 

 

Die Vorstandsmitglieder des Vereins üben ihre Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. Bei Bedarf 

können diese Ämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage 

eines Dienst- oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a 

EstG (Ehrenamtspauschale) ausgeübt werden. 

 

Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft der Vorstand. Der Vorstand ist 

ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung (z.B. Dienst- oder 

Werksleistungen) oder Aufwandsentschädigung (z.B. an nebenberufliche Übungsleiter) zu 

beauftragen. Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins. Zur Erledigung der 

Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im 

Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen. 
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§ 3 Zusammensetzung der Mitgliederschaft 

 

3.1 Die Mitglieder des Vereins setzen sich aus Aktiven, Passiven und Zweitmitgliedern zusammen. 

Aktive Mitglieder sind all diejenigen, die sich an der Vereinsarbeit beteiligen oder Verantwortung in der 

Vereinsführung übernehmen.  

 

3.2 Als passive Mitglieder können Förderer des Vereins aufgenommen werden. Sie unterstützen 

die Vereinstätigkeit hauptsächlich durch die Zahlung ihres Mitgliedsbeitrags und werden in der Regel 

nicht den jeweiligen Landesfachverbänden gemeldet.  

 

3.3 Jedes aktive und passive Mitglied besitzt jeweils nur eine Stimme.  

 

3.4 Personen die bereits Mitglied in einem anderen Schießsportverein sind, können eine 

zusätzliche Mitgliedschaft in der „1. BSGi zu Oelsnitz/Vogtl. e.V.“ anstreben, wenn dies dem Wohl des 

Vereins dient. Dies kann zum Beispiel zur Verstärkung der Wettkampfmannschaften oder zur besseren 

Kontaktpflege zu befreundeten Vereinen und Gesellschaften sein. Diese gelten als „Zweitmitglieder“, 

besitzen jedoch kein Stimmrecht. 

 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

4.1 Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Der Aufzunehmende muss sich im 

vollen Genuss der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und auch sonst unbescholten sein. Ein 

schriftlicher Aufnahmeantrag ist an den Vorstand des Vereins zu richten. Über die anzugebenen Daten 

entscheidet der Vorstand. Minderjährige Mitglieder bedürfen der schriftlichen Zustimmung ihres 

gesetzlichen Vertreters.  

 

4.2 Dem Aufnahmeantrag ist ein polizeiliches Führungszeugnis, sowie eine Selbstauskunft des 

Landeskriminalamtes Sachsen beizufügen. Diese Dokumente dürfen nicht älter als vier Wochen sein. 

Bei Jugendlichen kann bis zu deren 18. Geburtstag eine Ausnahmeregelung von den Vereinsorganen 

beschlossen werden. 

 

4.3 Das Mitglied (bei Minderjährigen der gesetzliche Vertreter) erteilt dem Verein eine 

Einzugsermächtigung (SEPA-Lastschriftmandat) von dessen Bankkonto, zur Zahlung von 

Aufnahmegebühr, Mitgliedsbeitrag, Startgebühren, Ausrüstung und ähnlichem. Ohne die Erteilung 

eines SEPA-Lastschriftmandates erfolgt keine Aufnahme. 

 

4.5 Über die Aufnahme entscheidet zum nächsten Versammlungstermin (Mitgliederversammlung 

oder Vorstandssitzung) die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder durch Handzeichen. Das 

Ergebnis der Entscheidung wird dem Bewerber bekannt gegeben. Bei Stimmgleichheit gilt das 

Aufnahmegesuch als abgelehnt. Ablehnungsgründe brauchen dem Bewerber nicht bekannt gegeben 

werden. 
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4.6 Bei Aufnahme des Antragstellers wird dessen Mitgliedschaft zunächst für die Zeit von einem 

Jahr (gerechnet ab dem Eintrittsdatum) auf Probe festgelegt. In diesem Zeitraum soll die charakterliche 

Eignung der Person festgestellt werden. Der Verein sowie das Mitglied hat das Recht während der 

Probezeit die Mitgliedschaft fristlos und ohne Angabe von Gründen zu kündigen. Sollte dies geschehen, 

ist dem betreffenden Mitglied dessen Aufnahmegebühr zu erstatten. 

 

4.7 Die Wiederaufnahme freiwillig ausgeschiedener Mitglieder erfolgt unter denselben 

Bedingungen wie die Neuaufnahme. 

 

 

§ 5 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeitrag 

 

5.1 Ist die Aufnahme erfolgt, ist vom Verein binnen vier Wochen die zu diesem Zeitpunkt gültige 

Aufnahmegebühr per SEPA-Lastschriftmandat einzuziehen. Erst bei erfolgter Gutschrift der 

Aufnahmegebühr, auf dem Konto des Vereins, erhält das Mitglied die vollen Mitgliederrechte 

anerkannt. Die Höhe der Aufnahmegebühr wird jährlich von der Jahreshauptversammlung bestimmt 

und ist in einer Beitragsordnung zu regeln. 

 

5.2 Der Mitgliedsbeitrag ist jeweils bis zum Ende des 1. Quartals eines Kalenderjahres im Voraus 

zur Zahlung fällig. Der Einzug ist vom Verein rechtzeitig anzukündigen.  

 

5.3 Eine Änderung der Kontoverbindung ist dem Verein unverzüglich mitzuteilen. Anfallende 

Kosten wegen einer nicht gemeldeten Kontoauflösung, eines nicht gemeldeten Kontowechsels sowie 

einer nicht vorhandenen Kontodeckung trägt das Mitglied selbst. 

 

5.4 Geraten Mitglieder des Vereins unverschuldet in eine Notlage, können diese Beiträge entweder 

gestundet oder für die Zeit der Notlage teilweise oder ganz erlassen werden. Der Erlassantrag ist 

formlos in Schriftform an den Vorstand zu richten, der über diesen entscheidet. 

 

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

6.1 Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch freiwilligen Austritt oder durch Vereinsausschluss. 

Der freiwillige Austritt ist jederzeit zum letzten Tag eines Monats möglich. Dabei ist jedoch eine 

Kündigungsfrist von vier Wochen zu beachten.   

 

6.2 Der Ausschluss aus dem Verein kann dann erfolgen, wenn das Mitglied wiederholt gegen die 

Satzung und Ordnungen verstoßen hat, die Interessen des Vereins nicht vertritt sowie gegen Beschlüsse 

und Anordnungen der Vereinsorgane verstößt.  

 

6.3 Ein ausgeschiedenes Mitglied hat kein Anrecht auf Vereinsvermögen. Dies gilt auch für 

Rechtsnachfolger jeglicher Art des ausgeschiedenen Mitglieds. Ein Anspruch auf eine (auch anteilige) 

Rückzahlung der bereits entrichteten Beiträge und Gebühren besteht nicht! 
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§ 7 Rechte der Mitglieder 

 

Jedes Mitglied ist berechtigt, an der Willensbildung durch Ausübung des Antrags-, Diskussions- und 

Stimmrecht in der Jahreshauptversammlung/Mitgliederversammlung teilzunehmen. Jedes Mitglied 

hat eine Stimme. Eine Übertragung des Stimmrechts auf andere Personen ist nicht zulässig. Alle 

Mitglieder sind zu jeder Funktion im Verein wählbar, in den Vorstand jedoch erst, wenn das 21. 

Lebensjahr vollendet wurde. Alle Mitglieder sind ferner berechtigt, an allen Veranstaltungen des 

Vereins teilzunehmen und die Einrichtungen des Vereins zu nutzen. 

 

 

§ 8 Pflichten der Mitglieder 

 

8.1 Die Mitglieder des Vereins sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern 

und alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins gefährdet werden könnte. 

Alle Mitglieder haben die jeweils gültige Vereinssatzung und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 

beachten. Jeder Wechsel des Wohnorts ist dem Vorstand unverzüglich anzuzeigen. 

 

8.2 Insbesondere ist jedes Mitglied verpflichtet: 

 

- Zur pünktlichen Zahlung der Mitgliedsbeiträge. 

- Zu einem anständigen und sittlichen Betragen. 

- Zur Abwendung aller Nachteile für den Verein. 

- Zum pfleglichen Umgang mit dem Vereinseigentum. 

- Zur Mitarbeit bei der Erhaltung der Anlagen und Materialien des Vereins. 

- Zur Meldung von Änderungen persönlicher Daten (Adresse, Kontoverbindung, Kontakt, etc.). 

- Zur Unterordnung aller Anordnungen der Satzung, Ordnungen und Beschlüsse des Vereins. 

- Zur Unterordnung aller Anweisungen des jeweiligen Sport- oder Abteilungsleiters. 
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§ 9  Vereinsorgane 

 

9.1 Organe des Vereins sind: 

 a) Der Vorstand 

 b) Die Jahreshauptversammlung 

 c) Die Mitgliederversammlung 

 

9.2 Der Vorstand des Vereins besteht aus: 

 a) Vorstandsvorsitzender 

 b) Stellvertretender Vorstandsvorsitzender     Vorstand nach  

 c) Sportlicher Leiter        § 26 BGB 

 d) Schatzmeister 

------------------------------------------------------------ 

 e) Schriftführer 

 f) Jugendleiter 

------------------------------------------------------------ 

 g) Vorstandsbeiräte 

 

9.3 Die Mitglieder des Vorstandes werden, und zwar jeder einzelne für sein Amt, von der 

Jahreshauptversammlung für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Scheidet ein Vorstandsmitglied 

vorzeitig aus, so ist eine Mitgliederversammlung zur Durchführung einer Ersatzwahl zu berufen. Das 

Amt des so gewählten Vorstandsmitgliedes endet mit der Legislaturperiode des Gesamtvorstandes. 

Eine Ersatzwahl kann unterbleiben, wenn der Vorstand trotz Ausscheidens eines Mitglieds 

beschlussfähig bleibt. 

 

9.4 Außer durch Tod und Ablauf der Wahlperiode erlischt das Amt eines Vorstandsmitgliedes mit 

dem Austritt oder dem Ausschluss aus dem Verein, durch Amtsenthebung oder Rücktritt. Die 

Mitgliederversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne Mitglieder ihres Amtes 

entheben, wenn diesem grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz bei der Ausübung des Amtes nachgewiesen 

werden kann. Für die Amtsenthebung ist eine ⅔ Mehrheit der anwesenden und stimmberechtigten 

Mitglieder notwendig.  

 

9.5 Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die 

Rücktrittserklärung ist an ein anderes Vorstandsmitglied, im Falle des Rücktritts des gesamten 

Vorstandes an die Mitgliederversammlung zu richten. Darüber hinaus ist das zurückgetretene Mitglied 

verpflichtet, seinem Nachfolger die Amtsgeschäfte ordnungsgemäß zu übergeben und falls nötig ihn in 

dessen Einarbeitungszeit zu unterstützen. 

 

9.6 Der Vorstand hat die Möglichkeit Mitglieder zu Vorstandsbeiräte zu berufen, die selbigem in 

seiner Arbeit beraten und aktiv unterstützen. Dabei sollte das Verhältnis von einem Vorstandsbeirat 

pro 10 Vereinsmitglieder beachtet werden. Die Vorstandsbeiräte haben in der Vorstandsitzung kein 

Stimmrecht. Die Berufung endet in der Regel mit der Legislatur des Vorstandes. 
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§ 10 Aufgaben des Vorstands 

 

Dem Vorstand obliegen die Leitung des Vereins und die Führung seiner Geschäfte. Er ist für alle 

Aufgaben zuständig, die nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. In 

seinen Wirkungskreis fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

 

a) Die Erstellung des Jahresplans sowie Abfassung der Rechenschaftsberichte. 

b) Die Vorbereitung der Versammlungen und Sitzungen der Vereinsorgane. 

c) Die ordnungsgemäße Verwaltung und Verwendung des Vermögens.   

d) Die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 

e) Die Vereinbarung eines angemessenen Versicherungsschutzes. 

f) Die Einberufung und Leitung der Mitgliederversammlungen. 

g) Die Anstellung und Kündigung von Angestellten des Vereins. 

h) Die Mitgliederliste zu führen. 

 

 

§ 11 Pflichten der Vorstandsmitglieder 

 

11.1 Der Vorstandsvorsitzende, der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende, der Sportliche Leiter und 

der Schatzmeister vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich in allen 

Vereinsangelegenheiten. Sie sind jeweils allein vertretungsberechtigt. 

 

11.2 Im Innenverhältnis wird bestimmt, dass die Vorstandsmitglieder nur im Falle der Verhinderung 

des Vorstandsvorsitzenden den Verein vertreten dürfen. 

 

11.3 Sitzungs- bzw. Versammlungsleiter ist grundsätzlich der Vorstandsvorsitzende, bei dessen 

Verhinderung der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende. Sind beide verhindert, ist ein Sitzungsleiter 

aus der Mitte der Vorstandschaft zu wählen. Die speziellen Aufgaben der Vorstandsmitglieder, sowie 

der Vorstandsbeiräte sind in einer eigenen Geschäftsordnung zu regeln.  

 

 

§ 12 Vorstandsitzung 

 

12.1 Die Einladung der Vorstandsmitglieder hat in Textform zu erfolgen. Bei der Einberufung einer 

Vorstandsitzung ist weder eine Ladungsfrist noch die Bekanntgabe einer Tagesordnung erforderlich.  

 

12.2 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder vorschriftsmäßig eingeladen und 

mindestens drei Mitglieder des Vorstandes (laut § 9.2 a-f) anwesend sind.  

 

12.3 Der Vorstand entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Sitzungsleiters den Ausschlag. 

 

12.4. Bei Bedarf ist der Vorstand berechtigt, Beschlüsse auch im Rahmen eines Umlaufverfahrens in 

Textform zu fassen. 
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12.5 Bei Bedarf können Vorstandsitzungen auch in digitaler Form (z.B. Videochat) durchgeführt 

werden. 

 

 

§ 13 Jahreshauptversammlung 

 

13.1 Die Jahreshauptversammlung wird möglichst im Monat Januar eines jeden Kalenderjahres 

abgehalten. Die Jahreshauptversammlung ist vom Vorstand in Textform unter der Angabe der 

Tagesordnung und der Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen einzuberufen.  

 

13.2 Zweitmitglieder denen kein Stimmrecht zusteht, können beratend an der 

Jahreshauptversammlung teilnehmen. 

 

13.3 Die Jahreshauptversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Ein Antrag ist angenommen, wenn er die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

erhält. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Versammlungsleiters den Ausschlag. Ungültige 

Stimmen und Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

 

13.4 Der Jahreshauptversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

 

a) Die Entgegennahme der Rechenschaftsberichte des Vorstandes sowie dem Prüfbericht der  

    Kassenprüferkommission. 

b) Die Entlastung des Vorstandes zum vergangenen Geschäftsjahr. 

c) Die jährliche Festsetzung der Höhe der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge.   

d) Die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Satzungsneufassungen. 

e) Die Neuwahl des Vereinsvorstandes nach Ende einer Legislatur. 

f) Die Änderung des Vereinszwecks. 

g) Die freiwillige Auflösung des Vereins. 

 

13.5 Sind Satzungsänderungen erforderlich, ist eine Stimmenmehrheit von ¾ der anwesenden und 

stimmberechtigten Mitglieder, zur Auflösung des Vereins eine solche von ⅘ der erschienenen, gültig 

abstimmenden Mitglieder erforderlich.  

 

13.6 Gültige Beschlüsse, ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 

Mitgliederversammlung, können nur zur Tagesordnung gefasst werden.  

 

13.7 Finden Neu- oder Ergänzungswahlen statt, erfolgen diese schriftlich und geheim. Es ist 

derjenige gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Stimmen, deren 

Ungültigkeit der Wahlleiter feststellt, gelten als nicht abgegeben.  

 

13.8 Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, so findet eine 

Stichwahl zwischen denjenigen statt, die die meisten Stimmen auf sich vereint haben. Gewählt ist 

derjenige, der in der Stichwahl die meisten Stimmen erhält, bei Stimmengleichheit entscheidet das 

vom Wahlleiter zu ziehende Los.  
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13.9 Sollte eine Jahreshauptversammlung in Präsenzform nicht durchgeführt werden können, ist die 

Durchführung in digitaler Form (z.B. Videochat) möglich. 

 

13.10 Sollte eine Jahreshauptversammlung in Präsenzform nicht durchgeführt werden können, so ist 

es möglich wichtige Beschlüsse auch im Rahmen eines Umlaufverfahrens in Textform zu fassen. 

 

 

§ 14 Mitgliederversammlung 

 

14.1 Wenn es das Interesse des Vereins erfordert, ist eine Mitgliederversammlung vom Vorstand 

unter der Einhaltung einer Frist von mindestens einer Woche in Textform einzuberufen. Die 

Bekanntgabe einer Tagesordnung bei der Einberufung der Mitgliederversammlung ist nicht 

erforderlich. 

 

14.2 Zweitmitglieder denen kein Stimmrecht zusteht, können beratend an der 

Mitgliederversammlung teilnehmen. 

 

14.3 Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Ein Antrag ist angenommen, wenn er die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

erhält. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Versammlungsleiters den Ausschlag. Ungültige 

Stimmen und Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. 

 

14.4 Ein Antrag zur Einberufung einer Mitgliederversammlung kann auch von der Mitgliederschaft 

gestellt werden. Dieser Antrag ist zulässig, wenn dies von ⅓ der Mitgliederschaft schriftlich und unter 

Angabe des Zwecks sowie des Grundes bei dem Vorstand eingereicht wird. 

 

14.5 Eine von der Vereinsminderheit ordnungsgemäß beantragte Mitgliederversammlung muss 

spätestens vier Wochen nach Zugang des Ersuchens an den Vorstand, einberufen werden. Im Übrigen 

gelten für die Mitgliederversammlung die Bestimmungen für die Jahreshauptversammlung 

entsprechend. In jener kann jedoch nicht die Änderung des Vereinszwecks oder die Auflösung des 

Vereins beschlossen werden. 

 

14.6 Finden Ergänzungswahlen statt, erfolgen diese schriftlich und geheim. Es ist derjenige gewählt, 

der mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Stimmen, deren Ungültigkeit der 

Wahlleiter feststellt, gelten als nicht abgegeben. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen 

gültigen Stimmen erhalten, so findet eine Stichwahl zwischen denjenigen statt, die die meisten 

Stimmen auf sich vereint haben. Gewählt ist derjenige, der in der Stichwahl die meisten Stimmen 

erhält, bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 

 

14.7 Sollte eine Mitgliederversammlung in Präsenzform nicht durchgeführt werden können, ist die 

Durchführung in digitaler Form möglich. 

 

14.8 Sollte eine Mitgliederversammlung in Präsenzform nicht durchgeführt werden können, so ist 

es möglich wichtige Beschlüsse auch im Rahmen eines Umlaufverfahrens in Textform zu fassen. 
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§ 15 Anträge 

 

15.1 Anträge aus der Mitgliederschaft sind mindestens sieben Tage vor Zusammentritt der 

Jahreshauptversammlung / Mitgliederversammlung dem Vorstand schriftlich mit kurzer Begründung 

einzureichen. Gehen die Anträge später ein, beschließt der Vorstand ob sie als Dringlichkeitsanträge 

behandelt werden. 

 

15.2 Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob fristgemäß gestellte Anträge auf 

die Tagesordnung gesetzt werden. Dies ist verpflichtend, wenn sie von mindestens ¼ der Mitglieder 

unterstützt werden. 

 

 

§ 16 Sitzungsprotokolle 

 

16.1 Über den Inhalt und den Verlauf aller Sitzungen der Vereinsorgane sowie die Beschlüsse ist ein 

Protokoll anzufertigen, welches vom Sitzungsleiter und vom Schriftführer zu unterschreiben ist.  

 

16.2 Die gefassten Beschlüsse sind noch in der jeweiligen Sitzung bzw. Versammlung des jeweiligen 

Vereinsorganes zu verlesen.  

 

 

§ 17 Kassenprüfer 

 

17.1 Die Jahreshauptversammlung wählt zum Zeitpunkt der Vorstandsneuwahl mindestens zwei 

Kassenprüfer für die Dauer von fünf Jahren, welche nicht dem Vorstand angehören dürfen. 

 

17.2 Die Kassenprüferkommission überprüft zum Anfang des Jahres die ordnungsgemäße 

Geschäftsführung des Vorstandes hinsichtlich der sachlichen sowie rechnerischen Richtigkeit der 

gesamten Vereinskassen mit allen Konten, Buchungsunterlagen und Belegen zum vergangenen 

Geschäftsjahr. Die Kassenprüfung erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Vorstand 

genehmigten Ausgaben, sondern nur auf die Richtigkeit der Vorgänge. 

 

17.3 Bei der Feststellung einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung beantragt die 

Kassenprüferkommission bei der Jahreshauptversammlung die Entlastung des Vorstands zum 

überprüften Geschäftsjahr. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Kassenprüfers kann der Vorstand bis zur 

nächsten Mitgliederversammlung einen Ersatzkassenprüfer kommissarisch berufen. 
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§ 18 Ordnungsmaßnahmen 
 

Wegen schuldhaften Verstoßes gegen die Bestimmung dieser Satzung (oder der Satzungen der 

übergeordneten Verbände) und deren Anordnungen der Vereinsorgane ist der Vorstand berechtigt, 

folgende Ordnungsmaßnahmen über die Mitglieder zu verhängen: 

 

a) Abmahnung. 

b) Ordnungsgeld. 

c) Disqualifikation bis zu einem Jahr. 

d) Ein zeitlich unbegrenztes Verbot des Betretens und der Benutzung der Sportanlagen. 

e) Ausschluss aus dem Verein unter den Voraussetzungen des § 6 dieser Satzung. 

 

Jeder Ordnungsbescheid ist dem betroffenen Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes zuzustellen. 

 

 

§ 19 Mitgliederhaftung 

 

19.1 Ehrenamtlich Tätige haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem, die 

sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

19.2 Der Verein haftet gegenüber seinen Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 

verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung ihrer Tätigkeit, bei Benutzung von 

Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit 

solche Schäden oder Verluste nicht durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. 

 

 

§ 20 Datenschutz 

 

20.1 Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Verein erfolgt nur, soweit dies zur 

Erfüllung des Satzungszwecks erforderlich ist und eine Rechtsgrundlage oder eine ausdrückliche 

Einwilligung des Betroffenen für die Verarbeitung personenbezogener Daten vorliegt. 

 

20.2 Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Verein erfolgt im Rahmen der 
geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen.  
 

20.3 Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenverarbeitung kann der Vorstand 
eine Datenschutzrichtlinie erlassen.  
 

20.4 Zur Sicherstellung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutzgrundverordnung und 

dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) kann der Vorstand einen Datenschutzbeauftragten benennen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, auch einen externen Dritten mit dieser Aufgabe zu beauftragen. 
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§ 21 Auszeichnungen und Ehrungen 

 

Der Verein gibt sich eine Ehrenordnung, in welcher die Auszeichnung und Würdigung verdienter 

Mitglieder geregelt ist. 

 

 

§ 22 Auflösung und Liquidation 

 

22.1 Die Auflösung des Vereins kann nur in einer ordentlich einberufenen Mitgliederversammlung 

mit der in § 14 Abs. 3 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Falls die 

Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorstandsvorsitzende, der Schatzmeister 

und der Schriftführer zu Liquidatoren ernannt. Zur Beschlussfassung der Liquidatoren ist 

Einstimmigkeit erforderlich. Die Rechte und Pflichten der Liquidatoren bestimmen sich nach den 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Liquidation (§ 47 ff. BGB). 

 

22.2 Bei Auflösung oder bei Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 

das Vermögen an die Große Kreisstadt Oelsnitz/Vogtl., die es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige Zwecke des Sports zu verwenden hat. 

 

 

§ 23 Gültigkeit und Ermächtigung 

 

23.1 Der Vorstand ist berechtigt, redaktionelle Änderungen, soweit sie den Sinn der Satzung nicht 

verändern, sowie solche, die behördlicherseits angeordnet werden, vorzunehmen. 

 

23.2 Sollte eine Bestimmung dieser Satzung ungültig oder unwirksam sein oder werden, so wird die 

Gültigkeit der übrigen Satzungsbestimmungen dadurch nicht berührt. Die ungültigen oder 

unwirksamen Bestimmungen sind zu ersetzen, welche dem Zweck der zu ersetzenden Bestimmungen 

am nächsten kommen. 

 

23.3 Vorstehende Neufassung der Vereinssatzung wurde zur Jahreshauptversammlung am 

09.04.2022 beschlossen und ist seit der Eintragung in das Register des Amtsgerichtes Chemnitz am 

29.11.2022 gültig. 

 

 

 

 


